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Massnahmen zur Bekämpfung der Schwarzarbeit 
Vereinfachtes Abrechnungsverfahren für geringfügige Löhne

Viele Arbeitgeber, vor allem private, wel-
che eine Haushalthilfe, Reinemacherin 
(neu Facilitymanagerin) beschäftigen, 
sind sich der gesetzlichen Regelungen 
und der entsprechenden Verantwortung 
kaum bewusst.

Mit dem neuen Bundesgesetz zur Be-
kämpfung der Schwarzarbeit BGSA wur-
de auch ein vereinfachtes Abrechnungs-
verfahren für Sozialversicherungsbeiträ-
ge und Steuern eingeführt.

Das neue Gesetz sieht bei geringfügigen 
Löhnen eine Quellensteuer von 5 % vor, 
welche bei der zuständigen Ausgleichs-
kasse zusammen mit der AHV-Abrech-
nung angemeldet werden kann. Dabei 
gelten folgende Regelungen: 
– �Der einzelne Lohn darf den Betrag von 

derzeit Fr. 20 520.– (BVG-Mindestlohn) 
nicht überschreiten

– �Die gesamte jährliche Lohnsumme des 
Betriebes/Arbeitgebers darf den Grenz-
betrag von Fr. 54 720.– nicht überstei-
gen

– �Die Löhne des gesamten Personals 
müssen im vereinfachten Verfahren ab-
gerechnet werden.

Die Hälfte der AHV-/IV-/EO-/ALV-Beiträge 
sowie die Steuern können dem Arbeit-
nehmer vom Bruttolohn abgezogen wer-
den.

Je Arbeitgeber ist ein Lohn von Franken 
2200.– pro Kalenderjahr nur auf Verlan-
gen des Arbeitnehmers AHV-pflichtig. 
Hingegen ist zu beachten, dass AHV-
Beiträge für Personen die im Hausdienst 
beschäftigt sind, in jedem Falle abgerech-
net werden müssen, egal wie klein das 
Einkommen ist (ausgenommen Rentner-
freibetrag).

Vom Gesetzgeber wohl kaum vorgese-
hen, aber dennoch steuerlich interes-
sant ist die so genannte «Putzfrauen-
steuer» auch für Verwaltungsräte von 
Domizilfirmen, Immobiliengesellschaften 
usw.
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Gretchenfrage der Vermögensverwaltung:  
Privat- oder Geschäftsvermögen?

Die Sache wäre einfach, wenn sie nur 
nicht so kompliziert wäre: Vermögens-
werte, die einer selbstständigen Er
werbstätigkeit dienen, stellen Geschäfts-
vermögen dar. Wird ein Gegenstand des 
Geschäftsvermögens mit Gewinn ver-
kauft (oder ins Privatvermögen über-
führt), unterliegt der Gewinn als Einkom-
men aus selbstständiger Erwerbstätig-
keit der Einkommenssteuer und der 
sozialversicherungsrechtlichen Beitrags-
pflicht. Bei Privatvermögen ist ein Kapi-
talgewinn einkommenssteuerfrei. Ver
ständlicherweise hat der Fiskus in der 
Vergangenheit die Grenze zwischen den 
beiden Vermögenssphären – und mit 
Rückendeckung des Bundesgerichts – 
erfolgreich zu seinen Gunsten verscho-
ben. Doch nun scheint das Pendel in die 
andere Richtung auszuschlagen.
Mit viel Fantasie hat der Fiskus zunächst 
die Gattungen der Quasi-Liegenschafts- 
und Wertschriftenhändler erfunden. Ih-
nen sind später Wein-, Briefmarken-, 
Kunst- und Antiquitätenhändler gefolgt. 
Diese betreiben gemäss bundesgerichtli-
cher Rechtsprechung die private Vermö-
gensverwaltung derart intensiv, dass sie 
nach den gesamten Umständen des Ein-
zelfalls als gewerbsmässig erscheinen. 
Indizien, die auf Gewerbsmässigkeit hin-
weisen können, sind systematisches und 
planmässiges Vorgehen, Häufigkeit der 
Geschäfte, Besitzesdauer, beruflicher Zu-
sammenhang, Einsatz von Fachwissen, 
Einsatz von Fremdmitteln und Wiederan-
lage in gleichartige Vermögensgegen-
stände.
Verständlicherweise sind damit nicht 
nur die Steuerpflichtigen, sondern auch 
die Steuerverwaltungen überfordert. 
Die Folge sind holzschnittartige kanto-
nale Praxen, die in wirtschaftsschäd-
licher Rechtsunsicherheit und Willkür 
münden. Der Kanton Schwyz macht 
sich hier besonders «verdient», indem 
er praktisch jeden, der ein bedeutendes 
Wertschriftendepot besitzt, dem latenten 
«Gewerbeverdacht» unterstellt. Einem 
Immobilienbesitzer droht bereits die 

«Gewerbsmässigkeit», wenn er ein Mehr- 
familienhaus in Stockwerkeinheiten auf-
teilt. Zudem trägt ein früherer Liegen
schaftshändler diese Qualifikation einem 
Brandmal ähnlich bis zum Tod bzw. ver-
erbt diese weiter. Ebenso weit verbreitet 
wie unverständlich ist die Praxis, dass 
ein Liegenschaftshändler neben seinem 
selbst genutzten Wohneigentum im Pri
vatvermögen keine Liegenschaften hal-
ten kann.
Nun zeichnet sich aufgrund mehrerer 
Bundesgerichtsurteile eine gewisse 
Entspannung – wenn auch keine Erhö-
hung der Rechtssicherheit – ab. Einer-
seits hat das Bundesgericht im Falle 
eines Immobilienvermittlers und -ver
walters mit einem grösseren Immobi
lienbesitz erkannt, dass keine selbst
ständige Erwerbstätigkeit vorliegt, wenn 
lediglich das eigene Vermögen verwaltet 
wird (insbesondere durch die Vermietung 
eigener Liegenschaften). Dies gelte 
selbst dann, wenn das Vermögen um-
fangreich sei, professionell verwaltet 
werde und kaufmännische Bücher ge-
führt werden (Urteil 2C_869/2008 vom 
7. April 2009). Anderseits hat das Bundes-
gericht seine für gewerbsmässigen Wert-
schriftenhandel entwickelte Praxis da
hingehend präzisiert, dass beim Wert-
schriftenhandel die systematische und 
planmässige Vorgehensweise sowie der 
Einsatz spezieller Fachkenntnisse nur 
noch eine untergeordnete Bedeutung 
spielen; dagegen sind die Kriterien der 
Höhe des Transaktionsvolumens und der 
Einsatz erheblicher Mittel stärker zu 
gewichten (Urteil 2C_868/2008 vom 
23. Oktober 2009).
Auch wenn die Grenze zwischen Privat- 
und Geschäftsvermögen nun situativ zu-
gunsten der Steuerpflichtigen verscho-
ben wurde, bleibt sie aufgrund der wei-
terhin diffusen Argumentationsketten 
sehr schwammig. Der Aufbau und die 
Verwaltung von Vermögen können risi-
koarm nur in optimierten rechtlichen 
Strukturen und in Absprache mit den 
Steuerbehörden erfolgen.



Sozialversicherungen versus Dividendenpolitik

Entlastung von 
Dividendenausschüttungen

Seit dem 1. Januar 2009 werden Dividen-
denausschüttungen an Anteilsinhaber 
von qualifizierten Beteiligungen (mind. 
10 % Anteil am Grund- oder Stammkapi-
tal der Kapitalgesellschaft oder Genos-
senschaft) auch bei der direkten Bundes-
steuer entlastet. Vor dieser Entlastung 
wurden Unternehmensgewinne zuerst 
mit der Ertragssteuer auf Firmenebene 
und die Ausschüttung der Gewinne mit 
der Einkommenssteuer beim Anteils
inhaber doppelt belastet. Um diese 
Doppelbelastung zu vermeiden, wurden 
deshalb Unternehmungsgewinne wenn 
möglich über Lohnbezüge abgeschöpft. 
Seit die Dividendenausschüttung an 
Anteilsinhaber von qualifizierten Beteili-
gungen privilegiert besteuert wird, kann 
es interessant sein, anstelle von Lohn 
eine Dividende zu beziehen.

Gewandelte Optik

Zu Zeiten der wirtschaftlichen Doppel
belastung wurde mit dem Fiskus über 
die maximale Höhe des geschäftsmässig 
begründeten Lohnes diskutiert. Zu hohe 
Lohnbezüge wurden als Ertragsausschüt-
tung qualifiziert und dementsprechend 
doppelt besteuert. Seit die Dividenden-
ausschüttungen an Anteilsinhaber mit 
einer Beteiligung von mindestens 10 % 
privilegiert besteuert werden und es in-
teressanter ist, eine Dividende anstelle 
des Lohnes zu beziehen, hat sich die Dis-
kussion mit dem Fiskus, vor allem aber 
mit den AHV-Behörden gewandelt. Es 
wird nicht mehr die Frage nach dem ma-
ximalen Lohn, sondern nach dem für die-
se Tätigkeit angemessenen und bran-
chenüblichen Mindestlohn gestellt. Bei 
zu tiefen Löhnen und gleichzeitiger Divi-
dendenausschüttung kann ein Teil der Di-
videndenausschüttung als Lohn qualifi-
ziert werden, was zu entsprechenden 
Nachbelastungen, insbesondere bei der 
AHV führt.

Vorsorge

Eine Verminderung des AHV-Lohnes zu 
Gunsten von Dividenden kann aber unge-
wollte Auswirkungen auf die Vorsorge 
des Lohnbezügers haben. Der AHV-Lohn 
ist die Basis für die Höhe der späteren 
AHV-Rente. Ein zu tiefer Lohn kann zu 
einer Verminderung der AHV-Rente füh-
ren. Die Leistungen der Personalversiche
rungen basieren meist auf dem AHV-
Lohn. Ein tiefer AHV-Lohn kann zu unge-
nügenden Leistungen insbesondere bei 
Invalidität oder Tod durch Unfall führen. 
Bei der 2.  Säule darf nur maximal der 
AHV-Lohn versichert werden. Ein zu tie-
fer AHV-Lohn führt zu einer Verminde-
rung der Risikodeckung bei Invalidität 
und Tod durch Krankheit, konkret zu tiefe-
ren Invaliditäts- und Hinterbliebenenren-
ten. Zudem resultiert aus dem niedrigen 
AHV-Lohn ein tieferes BVG-Alterskapital 
und somit eine tiefere Altersrente bzw. 
eine niedrigere Kapitalauszahlung bei 
Erreichen des Pensionsalters. 

Steuerliche Auswirkungen

Die Verminderung des BVG-Sparkapi- 
tals hat aber auch steuerliche Auswirkun-
gen. BVG-Beiträge des Arbeitsgebers 
sind steuerlich zu 100 % absetzbarer Auf-
wand. Die BVG-Beiträge des Arbeitneh-
mers können ebenfalls vom steuerpflich-
tigen Gehalt in Abzug gebracht werden. 
Solange die Mittel in der 2. Säule gebun-
den sind, müssen weder Ertrag noch Ver-
mögen versteuert werden. Die Auszah-
lung des Alterskapitals wird zudem privi-
legiert besteuert. Werden aufgrund des 
verminderten AHV-Lohnes die BVG-Spar-
beiträge reduziert, wird auf einen Teil die-
ser steuerlichen Vorteile verzichtet. 
Es muss deshalb im Einzelfall genau 
geprüft werden, ob und in welchem 
Ausmass es steuerlich sinnvoll ist, den 
Lohnbezug zu Gunsten von Dividenden-
ausschüttungen zu reduzieren und ob bei 
Reduktion des Lohnes das Vorsorgerisiko 
noch genügend gedeckt ist.



Die neue Amtshilfe gemäss OECD-Standard

In erster Linie sollen Doppelbesteue-
rungsabkommen (DBA) verhindern, dass 
ein Steuerpflichtiger ein Einkommen 
zweimal versteuern muss. Daneben ent-
halten Sie aber regelmässig auch Verein-
barungen, welche die Art und Weise des 
Informationsaustausches betreffen. Frü-
her leistete die Schweiz – mit wenigen 
Ausnahmen – nur Amtshilfe zur Durch-
führung der DBA selber, d. h. zur Vermei-
dung der Doppelbesteuerung. Später 
wurde die Amtshilfe auf Holdinggesell-
schaften und Steuerbetrugsfälle (z. B. im 
DBA mit Deutschland) ausgedehnt. Im 
Rahmen der letztjährigen Kontroverse 
(«graue Liste») ging der Bundesrat dann 
dazu über, den OECD-Standard zur Amts-
hilfe zu übernehmen und die DBA ent-
sprechend anzupassen.
In Absatz 5 des neuen Artikels 26 steht 
dazu: «(…) ungeachtet des Abs. 3 oder 
entgegenstehender Bestimmungen des 
innerstaatlichen Rechts verfügen die 
Steuerbehörden des ersuchten Vertrags-
staates über die Befugnis, die Offen
legung der in diesem Absatz genannten 
Informationen durchzusetzen.» Diese 
Bestimmung begründet die Pflicht, die 
Informationen auch dann auszutauschen, 
wenn eine inländische Rechtsgrundlage 
fehlen würde.
Der neue Standard wurde bereits mit 
zahlreichen Ländern wie z. B. Dänemark, 
Frankreich, Grossbritannien, USA, Finn-
land, Norwegen, Niederlande oder 
Österreich eingeführt. Weitere (darunter 
Deutschland) werden in Kürze folgen. 
Das DBA mit Spanien enthält eine so 
genannte Meistbegünstigungsklausel. 
Demnach wird gegenüber Spanien grund-
sätzlich die weitestgehende Amtshilfe 
gemäss anderen Abkommen mit EU-
Staaten gewährt (jedoch nur für die unter 
das Abkommen fallenden Steuern). Dies 
bedeutet, dass jedes neu abgeschlosse-
ne DBA mit einem anderen EU-Staat die 
Vereinbarung mit Spanien direkt betrifft 
und neues Recht setzt.
Was bedeutet der neue Standard nun in 
der Praxis? Grundsätzlich wird mit der 

neuen Regelung ein umfassender grenz-
überschreitender Informationsaustausch 
stattfinden können. Die ausländischen 
Steuerbehörden sind in der Regel nur 
verpflichtet, den Namen des Steuer-
pflichtigen, den Namen des Informati-
onsträgers (z. B. Steuerverwaltung, Bank 
oder Treuhänder) sowie die «voraussicht-
liche Erheblichkeit» der Information für 
die Veranlagung im Anfragestaat zu be-
zeichnen. Bei korrekter Anfrage sind von 
den Steuerverwaltungen alle Informatio-
nen auszutauschen, die sich in ihrem Be-
sitz befinden. Wenn es um Informationen 
geht, die durch eine Bank, einen Treuhän-
der oder einen Beauftragten gehalten 
werden, sind Beschaffungsmassnahmen 
– einschliesslich Zwangsmassnahmen – 
möglich. Diese setzen kein «Steuerde-
likt» voraus. Eine Berufung auf das Bank-
geheimnis ist dort nicht mehr möglich, da 
die Informationen – entgegen der recht
lichen Möglichkeiten im Inland – zwin-
gend beschafft und ausgetauscht werden 
müssen. Selbstverständlich stehen dem 
Steuerpflichtigen vor dem effektiven Aus-
tausch Rechtsmittel zur Verfügung.
Da der neue Standard auch Zwangs-
massnahmen (z.  B. polizeiliche Vorfüh-
rung, Durchsuchung von Räumen, Be-
schlagnahmung von Gegenständen) mit 
einschliesst, hat der Bundesrat eine Ver-
ordnung in die Vernehmlassung ge-
schickt. Die aussenpolitische Kommissi-
on des Ständerats kritisiert bereits, dass 
der vorliegende Entwurf den verfas-
sungsmässigen Grundrechten ungenü-
gend Rechnung trage.
Für Steuerpflichtige und Steuerberater 
bedeuten diese Änderungen aber, was 
im Prinzip schon immer galt: «Versteck-
spiele» gehören endgültig der Vergan-
genheit an. Professionelle Steuerplanung 
hat auf Basis von persönlichen und wirt-
schaftlichen Realitäten und nicht auf for-
mellen und substanzlosen Strukturen zu 
erfolgen und muss jederzeit vollständig 
offengelegt werden können.


